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BUCHBESPRECHUNGEN

Brauchen wir noch einen Verfassungsschutz?

Claus Leggewie / Horst Meier: Nach dem Verfassungsschutz. Plädoyer für eine neue Sicher-
heitsarchitektur der Berliner Republik. Hirnkost KG, 198 S., 2. Aufl. Berlin 2019, 15 Euro.
ISBN 978-3-947380-99-2 (Print)

Erinnert sich noch jemand an das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen?
Es wurde aufgelöst, nachdem es im Zuge der deutschen Vereinigung seine Existenz-
berechtigung verloren hatte. Dasselbe Schicksal soll das Bundesamt für Verfassungs-
schutz ereilen, fordern Claus Leggewie undHorst Meier in ihrer soeben in der 2. Auflage
erschienenen Streitschrift „Nach dem Verfassungsschutz“.

Streitschrift? Der Verfassungsschutz ist neben Polizei, BND und MAD eine unbe-
strittene Säule der Sicherheitsarchitektur. Sicher ist allerdings auch, dass die Reputation
des Verfassungsschutzes in der Öffentlichkeit in den letzten Jahren massiv gelitten hat:
Ein Präsident, der die Öffentlichkeit, zumal mit fragwürdigen Äußerungen, suchte,
Kompetenzwirrwar und -streitigkeiten zwischen Bund und Ländern wie bei der bei-
spiellosen NSU–Mordserie 2012 oder der Observation und Bewertung islamistischer
Gefährder wie dem Berliner Weihnachtsmarktattentäter Anis Amri 2016 – die Da-
seinsberechtigung des Verfassungsschutzes wird in Frage gestellt. Auch wenn der Ver-
fassungsschutz heute verstärkt mit der Observation islamistischer Gefährder neue Be-
tätigungsfelder übernommen hat, seine Legitimität in der Öffentlichkeit wurzelt noch
im Kalten Krieg und dem Kampf der Systeme. Uneingeschränkt zuzustimmen ist den
beiden Autoren, wenn sie feststellen, dass „sich die westdeutsche und seit 1990 ge-
samtdeutsche Demokratie über Jahrzehnte entwickelt und als stabil erwiesen hat. Das
allgemeine Bewusstsein für den Wert der ungeschmälerten Bürgerrechte, für die Of-
fenheit des demokratischen Prozesses, für denWert der freienDiskussion aller über alles
ist stärker geworden (S. 153).“ Ihre Schlussfolgerung, dass sich damit die westdeutsche
Idee eines Verfassungsschutzes in dem Maße verbraucht habe, wie die vorsorglich zu
schützende Demokratie Wirklichkeit wurde, mag auf Widerspruch treffen. Ihrem
zugrundeliegendenGedanken aber, dass auch die deutscheDemokratie angesichts ihrer
gesellschaftlichen Verankerung mit Antidemokraten wachsam, aber gelassen umgehen
könne und ihnen bis zur Gewaltgrenze die vollen Bürgerrechte zugestehen solle, ist aber
uneingeschränkt zuzustimmen, legt er doch letztlich eine weitere Definition von
Freiheit zugrunde, als sie von der herrschenden Meinung konzediert wird: Freiheit
beinhaltet stets auch eine kalkulierbare (und nicht schrankenlose) Risikobereitschaft
des Einzelnen, der bürgerlich – liberalen Gesellschaft und ihres Staates.

Haben Leggewie/Meier danach allein die Gewaltgrenze als Dreh- und Angelpunkt des
Republikschutzes identifiziert, sei ein bürgerlich-liberaler Verfassungsstaat auch „keine
Zitadelle zur Ausgrenzung extremistischer oder radikaler Parteien oder Bürger“, viel-
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mehr sei er selbst das (gegebene und einzige) Forum zur Konfliktaustragung. Nicht
bereits die Propagierung verfassungswidriger Ziele, sondern erst das in Ansätzen ge-
walttätige und illegale Verhalten Einzelner rechtfertige ein Parteiverbot nach Art. 21
GG. Dieses Instrument der „streitbaren“ Demokratie müsse, weil bislang einseitig
präventiv zugerichtet, zurückgebunden werden an konkrete Gefahren. Im NPD-Urteil
finden sich Anklänge an diese liberale Lesart. Denn das Gericht bezeichnet dort an
zentraler Stelle Art. 21 II GG als „demokratieverkürzende Ausnahmenorm“ (Meiers
Dissertation zitierend) und leitet daraus ein Gebot der „restriktiven Auslegung“ ab
(Internetfassung Rdnr. 524 – zum Ganzen vgl. Meier/Leggewie/Lichdi, Das zweite
Verbotsverfahren gegen die NPD. Analyse, Prozessreportage, Urteilskritik = Beiheft 1
von Recht & Politik 2017).

Selbst wenn ein politischer Kampf gegen das „System“ samt Staat und Grundordnung
geführt werde, sei dies, so die Autoren in ihrer Kritik des Verfassungsschutzes, von dem
Recht auf Opposition garantiert, vorausgesetzt, der Kampf werde auf friedliche, nicht
gewalttätige Weise geführt. Unter dieser Prämisse sei auch ein Parteiverbot für Parteien
unterhalb der 5%-Hürde nicht erforderlich, also unverhältnismäßig und verfassungs-
widrig. Ähnliches klingt wiederum im NPD-Urteil an, wo das Gericht unter dem
Stichwort „Potentialität“ ein Minimum an gesellschaftlichem Einfluss fordert (Rdnr.
585 ff.). Das Ende der gesinnungsbezogenen Extremistenausspähung durch einen
„Verfassungsschutz“ werde, so die Autoren, ein Zugewinn an Freiheit, mithin ein
Gewinn für die Bürgerrechte sein.

Wohl wissend um die aktuelle Sicherheitsarchitektur, die dem Verfassungsschutz im
Bereich der inneren Sicherheit entscheidende Aufgaben zuweist, formulieren Leggewie/
Meier ihre Fundamentalkritik an der Behörde:

Es sei Zeit für „eine Verfassungsreform, die über die zaghafte Streitbarkeit einer zu-
rückgestutzten Demokratie hinausgeht und Demokratie endlich voll ausbildet“.

Zuständig für den Staatsschutz sei seit jeher eine „Politische Polizei“, die aber nicht in
ein diffuses Feld des Verbalradikalismus eingreife, sondern sich an der Verfolgung und
Verhütung konkreter Straftaten (i. d.R. Gewalt-, ausnahmsweise Propagandadelikte)
orientiere.

Die Ämter seien schon jetzt überflüssig, ihre Reste in den polizeilichen Staatsschutz
einzugliedern.

Damit votieren Leggewie/Meier à la longue für eine behutsame Herauslösung des Ver-
fassungsschutzes aus dem Sicherheitssystem. Dies werde auch nicht seine gesamte
Konstruktion zum Einsturz bringen, sondern die aufs Inland bezogene Sicherheits-
politik übersichtlicher, berechenbarer und effizienter machen.

Die Diskussion um eine neue deutsche Sicherheitsarchitektur hat sich zumeist auf
militärische Fragen des Auslandseinsatzes beschränkt, was aber, wie wir spätestens seit
dem Berliner Anschlag wissen, zu kurz greift. Angesagt ist vielmehr eine Revision des
kompletten Sicherheitssystems: Anstelle eines ideologisch motivierten Verfassungs-
schutzes müsse morgen ein gefahrenorientierter Republikschutz treten, fassen die
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Autoren ihre liberale Reformperspektive zusammen. Mit diesem Ansatz wird die
Streitschrift von Leggewie/Meier in der Diskussion eine wichtige Rolle spielen.

Hendrik Wassermann, Berlin

Das Wagnis der Demokratie – die Weimarer Reichsverfassung
analysiert

Dreier, Horst / Waldhoff, Christian, Das Wagnis der Demokratie – Eine Anatomie der Wei-
marer Reichsverfassung, Verlag C. H. Beck, München 2018, 424 Seiten mit 31 Abbildungen,
geb., 29,95 Euro (E-Book: 24,99 Euro). ISBN 978-3-406-72676-7

„Runde Geburtstage“ von historischen Ereignissen bringen es mit sich, dass die Lite-
ratur hierzu Konjunktur hat. So wird 2018 (und gewiss auch noch 2019) – erfreuli-
cherweise – viel über die Revolution von 1918, die Weimarer Reichsverfassung und die
Weimarer Republik geschrieben. Dabei taucht ein „neues Narrativ“ (ein Lieblingswort
der Historiker…) auf: die Betrachtung der Weimarer Verfassung „von hinten“, vom
Ende der Republik 1933 her wird ersetzt durch die Charakteristik „Es war doch nicht
alles schlecht, im Gegenteil“.

Zu denWerken in diese Richtung ist auch der vonHorst Dreier undChristianWaldhoff
herausgegebene Sammelband „Das Wagnis der Demokratie“ zu rechnen.

Um es gleich wertend zusammenzufassen: Das Werk ist als erster Überblick geeignet,
durch neue Blicke auf vermeintlich Bekanntes den Leser dahin zu bringen, die ge-
wohnten, vermeintlich gesicherten Wertungen zu überdenken. Dass hier viele Köche
am Werk sind (zumeist Juristinnen und Juristen, aber auch Historiker, Politikwissen-
schaftler und Theologen), ist dabei durchaus förderlich. Die „Vielautorenschaft“ und
die Interdisziplinarität fördern die Pluralität des Blicks und ermöglichen die Über-
prüfung jedes einzelnen anderen Beitrags auf seine Plausibilität. Dem stehen freilich die
üblichen Nachteile eines Sammelwerks gegenüber: Jeder einzelne Beitrag kann die
Problematik des Teilthemas allenfalls anreißen. Ganz zu schweigen von der Schwie-
rigkeit für den Rezensenten, auch nur einigen der Artikel annähernd gerecht zu wer-
den…

Die in demWerk enthaltenen Einzelaufsätze sind durch die Einleitung derHerausgeber
(„Vorwort“) und den resümierenden Artikel des Mitherausgebers Waldhoff „Folgen –
Lehren – Rezeptionen: Zum Nachleben des Verfassungswerks von Weimar“ umrahmt.
Wohl zu recht bezeichnenDreier undWaldhoff dieWRVals „in bemerkenswerterWeise
modern und innovativ“. Das trifft sichmitWaldhoffsResümee, das er interessanterweise
mit einemZitat von Theodor Heuss von 1948 aus dem Parlamentarischen Rat abstützt:
„Die Rechtsordnung von Weimar war nicht schlecht.“ Ansonsten bleibt Waldhoffs
Zusammenfassung, so meine ich, doch recht konventionell, wenn auch gewiss zutref-
fend, mit dem Schlusswort (zum Grundgesetz als „doppelte Reaktion“ auf die Ge-
schichte): „Bestimmte Fehler der Weimarer Zeit sollten vermieden werden, die un-
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